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Als stellvertretende Vorsitzende ge-
wählt wurden Peter Hugo (BV Köln),
Arnold Plickert (BV Arnsberg), Brigitte
Herrschaft (BV Düsseldorf) und Werner
Dominke (BV Arnsberg). Zum Landes-
kassierer wurde Hein-
rich Senkowski (BV
Düsseldorf) wieder-
gewählt. Sein Stell-
vertreter ist Lorenz
Rojahn (BV Mün-
ster). Zum Landes-
schriftführer wählten
die Delegierten Karl-
Heinz Kochs (BV
Aus- und Fortbil-
dung), zum stellver-
tretenden Landes-
schriftführer Wolf-
gang Spies (BV Düs-
seldorf). Weitere Mit-
glieder des Geschäfts-
führenden Landes-
vorstands sind Micha-
el Mertens (BV Köln)
und Volker Huß (BV
Detmold). Die bishe-
rigen Vorstandsmit-
glieder Herbert Ueb-
ler, Thomas Höner, Udo Linnenbrink
und Kurt Bongard hatten wegen Errei-
chens der Altersgrenze oder aus berufli-
chen Gründen nicht erneut kandidiert.

Vor der Wahl des neuen Vorstands
hatte Richter in einer Grundsatzrede
noch einmal daran erinnert, dass es die
GdP gewesen ist, die allen Widerständen
zum Trotz die Heraufsetzung der Einstel-
lungszahlen bei der Polizei in NRW von
500 auf 1100 pro Jahr durchgesetzt hat.
Dies sei alles andere als selbstverständ-
lich gewesen, sagte Richter mit Blick auf

den Stellenabbau bei der Polizei in ande-
ren Bundesländern. Zu den Erfolgen der
GdP zählte Richter auch das Ergebnis
der letzten Tarifrunde im öffentlichen
Dienst. 2009 hatten die Gewerkschaften

trotz Wirtschaftskrise in den Ländern ei-
ne Tariferhöhung von 5,4 Prozent durch-
gesetzt. Der öffentliche Dienst hatte da-
durch erstmals wieder Anschluss an die
Einkommensentwicklung in anderen
Branchen gefunden.

Zugleich warnte Richter auf dem Lan-
desdelegiertentag der GdP davor, die
Folgen der Wirtschaftskrise für die Be-
schäftigten zu unterschätzen. „Für die
Gelder, die man verantwortungslosen
Bankern in den Rachen geschmissen hat,
wird jemand zahlen müssen“, sagte Rich-

ter in Dortmund. Die Ankündigung von
Ministerpräsident Jürgen Rüttgers, wei-
tere 12 000 Stellen im öffentlichen Dienst
abzubauen, sei erst der Anfang davon,
was nach der Landtagswahl auf die Be-
schäftigten zukommen werde. „Nichts
wird in Zukunft mehr sicher sein, weder
bei der Bezahlung noch bei Sozialleistun-
gen oder bei den Arbeitsplätzen“, warnte
Richter. Deshalb geht der GdP-Landes-
vorsitzende davon aus, dass die kommen-
den Jahre eine „Zeit der Gewerkschaf-
ten“ sein werden. „Wir werden beweisen
müssen, dass wir in der Lage sind, außer-

parlamentarischen
Druck zu erzeu-
gen“, sagte Richter.
Dieser Herausfor-
derung werde sich
die GdP stellen.

Als eine Art Na-
gelprobe sieht Rich-
ter die geplante
Dienstrechtsreform
für den öffentlichen
Dienst. An ihr wer-
de sich zeigen, ob in
Zukunft „die Be-
amtinnen und Be-
amten wieder nur
als Sparschwein
missbraucht wer-
den, oder ob die Po-
litik gewillt ist, ein
zukunftsorientier-
tes, modernes öf-
fentliches Dienst-
recht zu schaffen“.

Den Delegierten in Dortmund lag des-
halb ein umfangreiches Reformkonzept
zur Modernisierung des öffentlichen
Dienstrechts vor, das auch den veränder-
ten demografischen Herausforderungen
gerecht wird.

Die Beratung der Anträge des Landes-
delegiertentags fanden nach Redaktions-
schluss dieser Ausgabe statt. Über sie
wird in der kommenden Ausgabe berich-
tet.

Frank Richter mit eindrucksvollem
Votum bestätigt

LANDESJOURNAL
NORDRHEIN-WESTFALEN

Gleich nach der Wahl stellte sich der neue Geschäftsführende Landesbezirksvorstand
den Fotografen.

Mit 95 Prozent der abgegebenen Stimmen hat der Landesdelegierten-
tag der Gewerkschaft der Polizei vom 20. bis 22. April in Dortmund den
bisherigen GdP-Landesvorsitzenden Frank Richter in seinem Amt bestä-
tigt. Für Richter, der seit fünf Jahren an der Spitze des Landesbezirks
NRW steht, stimmten 196 von 206 Delegierten. Auch die weiteren zur
Wahl stehenden Kandidaten für den Geschäftsführenden Landesbezirks-
vorstand erzielten klare Mehrheiten.
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Es wird knapp in NRW und daran wird sich bis zum Wahl-
abend wohl nichts mehr ändern. Für die Demokratie ist das
kein Fehler. Denn es gibt uns die Chance, Fehler der Vergan-
genheit zu korrigieren. Die Gerechtigkeitslücke, die in den
vergangenen Jahren auch mit aktiver Unterstützung der Poli-
tik immer größer geworden ist, wieder zu schließen. Übrigens
nicht nur mit Hilfe von Schwarz-Gelb, sondern auch von Rot-
Grün. Denn dort hat die Umverteilung von unten nach oben,
hat das Verteilen von Steuergeschenken, an die, die eh schon
haben, bereits angefangen.

Für Polizeibeamte ist Innere Sicherheit ein wahlentschei-
dendes Thema. Aber sie ist kein Gegensatz zur sozialen Si-
cherheit. Nicht nur, weil sich soziale Probleme nicht mit Hilfe
der Inneren Sicherheit lösen lassen, sondern auch, weil Poli-
zisten selbst Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind.
Weil sie in der Vergangenheit selbst massiv zur Finanzierung
der Umverteilung von unten nach oben mit herangezogen
worden sind.

Wenn die Wahl in NRW mit dazu beiträgt, dass eine arbeit-
nehmerfeindliche Politik in Deutschland keine Mehrheit hat,
war es eine gute Wahl. Wenn zudem bei der Wahl auch etwas
für die Innere Sicherheit herausspringt, ist das sicher kein Feh-
ler. Denn auch hier gibt es massiven Korrekturbedarf. Bei der
Einstellung junger Polizisten zum Beispiel. Aber auch im

Jugendstrafrecht
und beim Thema
Gewalt gegen die
Polizei. Hand-
lungsbedarf gibt es
aber auch beim
Arbeitsplatz Poli-
zei. Bei der Durch-
setzung gesund-
heitsfördernder
Arbeitsbedingun-
gen zum Beispiel.
Beim öffentlichen Dienstrecht und bei der Mitbestimmung.

Drei Tage lang haben wir auf unserem Landesdelegierten-
tag in Dortmund detaillierte Konzepte für die Stärkung der
Inneren Sicherheit und für mehr soziale Gerechtigkeit erar-
beitet. Die Dortmunder Beschlüsse formulieren unsere Er-
wartungen an die Politik. Sie sind die Wahlempfehlung der
GdP. Was unsere Mitglieder mit dieser Wahlempfehlung am
9. Mai machen, entscheiden sie selbst. Denn Polizeibeamte
verteidigen nicht nur jeden Tag die Demokratie, sondern sie
können auch selbst erkennen, wer ihren Interessen schadet
und wer ihnen nutzt.

Frank Richter

Die Gerechtigkeitslücke schließen!
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Seit der Föderalismusreform sind
die Bundesländer für die Besoldung
und Versorgung ihrer Beamten zu-
ständig. Faktisch geändert hat sich
dadurch nichts. Denn bislang hat
NRW das Bundesrecht lediglich for-
mal in Landesrecht überführt. Doch
nach der Landtagswahl soll das an-
ders werden. Die GdP hat deshalb
ein eigenes Konzept zur Moderni-
sierung des öffentlichen Dienst-
rechts vorgelegt und fordert mehr
Mut für neue Denkmodelle.

Handlungsbedarf sieht die GdP vor al-
lem in Bezug auf die spezifischen Belas-
tungen des Polizeiberufs und den demo-
grafischen Wandel, denn der macht auch
vor der Polizei nicht Halt. Zum einen
wird der bereits in den vergangenen Jah-
ren stark gestiegene Altersdurchschnitt
der Beschäftigten bei der Polizei in Zu-
kunft noch weiter steigen. Und zum an-
deren werden wir wegen der sinkenden
Zahl der Schulabgänger schon bald einen
Wettlauf um die besten Köpfe erleben.
Der öffentliche Dienst wird in Zukunft
nicht nur mit der Privatwirtschaft, son-

dern auch untereinander um die weniger
werdenden Berufseinsteiger konkurrie-
ren. Auch bei der Polizei.

Die von der Politik geplante Dienst-
rechtsreform bietet aus Sicht der GdP
dennoch auch Chancen: Sie öffnet den
Blick für den Wettbewerb um die besten
Ideen. Denn der öffentliche Dienst – auch
der Polizeiberuf – ist in Zukunft nur dann
attraktiv, wenn sich die Arbeitsbedingun-
gen den gewandelten Anforderungen
stellen. Wenn also bei der Besoldung der
Polizeibeamtinnen und -beamten die tat-
sächliche Arbeitsbelastung anerkannt
wird. Und wenn die unterschiedlichen
Belastungen innerhalb des Polizeiberufs
durch eine Faktorisierung der Lebensar-
beitszeit ausgeglichen werden.

In den „Eckpfeilern für ein neues
Dienstrecht“, die der Landesbezirk An-
fang April der Politik vorgelegt hat, ste-
hen deshalb zwei Forderungen im Mittel-
punkt: Eine stärkere Berücksichtigung
der Belastungen des Polizeiberufs durch
Zulagen und eine gerechtere Bewertung
der bei der Polizei geleisteten Arbeits-
zeit. Hinter dieser Forderung steckt die
Idee, die spezifischen Belastungen des
Wach- und Wechseldienstes durch eine
Faktorisierung der dort geleisteten Ar-

beitszeit auszugleichen. Wer lange im
Wach- und Wechseldienst gearbeitet hat,
könnte dadurch früher ohne Abschläge
aus dem aktiven Berufsleben aussteigen.

Zudem fordert die GdP, dass die ge-
leistete Mehrarbeit in ein Arbeitszeit-
konto einfließt. Die Beamtinnen und Be-
amten könnten dann selber entscheiden,
ob die innerhalb eines Jahres angelaufe-
nen Mehrarbeitsstunden durch Freizeit-
ausgleich abgegolten werden sollen, oder
ob sie das erarbeitete Zeitguthaben dafür
ansparen wollen, früher aus dem aktiven
Dienst auszuscheiden.

Handlungsbedarf besteht auch beim
Dienstunfallrecht. Polizeibeamte kom-
men regelmäßig in Situationen, die post-
traumatische Belastungsstörungen auslö-
sen können. Treten die Störungen erst
lange nach dem eigentlichen Ereignis auf,
werden sie häufig nicht als Folge eines
Dienstunfalls anerkannt. Zudem muss
die Gesundheitsprävention bei der Poli-
zei nachhaltig gestärkt werden. Die GdP
fordert deshalb bereits seit langem die
Einführung eines Gesundheitsmanage-
ments bei der Polizei.

Die „Eckpfeiler für ein neues Dienst-
recht in NRW“ gibt es zum Download:
www.gdp-nrw.de

Mut für neue Denkmodelle
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Mit Erlass vom 15. März hat das Innen-
ministerium alle Polizeibehörden darauf
hingewiesen, dass nach Ziffer 2.2 des be-
stehenden alten Sporterlasses Polizei-
vollzugsbeamte im Außendienst „wegen
erhöhter Anforde-
rungen an ihre Fit-
ness nicht unter
zwei Stunden
Dienstsport im
Monat zu leisten“
haben. Nach Ziffer
5 gelte „für alle an-
deren Angehöri-
gen der Behörde
ein Stundenansatz
von bis zu zwei
Stunden“.

Mit diesem Er-
lass wird eine Viel-
zahl von innovati-
ven Gesundheits-
projekten, die bis-
lang in den Polizei-
behörden angebo-
ten und durchge-
führt werden, nicht
mehr umsetzbar.
Denn anders als vom Innenministerium
wahrgenommen, gibt es in NRW bereits
eine Vielzahl von Behörden, die sich dem
Thema Gesundheitsmanagement seit
Jahren positiv angenommen haben und
behördeneigene Gesundheitsprojekte
planen, anbieten und durchführen. Be-
gleitet werden die Projekte oft von ge-
zielten Informationsveranstaltungen, ei-
genen Intranet-Auftritten, polizeiärztli-
chen Untersuchungen oder sogar von der
Möglichkeit zur freiwilligen Bioimpe-
danzmessung.

Diese Messung gibt insbesondere un-
trainierten Kolleginnen und Kollegen ei-
ne sinnvolle Hilfestellung, weil mit ihr die
Zusammensetzung des Körpers aus Was-
ser, Muskelmasse und Fettanteil be-
stimmt werden kann. Aufgrund des

Messergebnisses ist es möglich, ein indi-
viduelles Bewegungs- und Ernährungs-
programm aufzustellen. „Gerade bei un-
trainierten Kolleginnen und Kollegen,
die wieder für den Sport gewonnen wer-

den sollen, ist es völlig illusorisch zu glau-
ben, dass zwei Stunden Sport im Monat
ausreichen“, kritisiert GdP-Vorstands-
mitglied Adi Plickert den Erlass des In-
nenministeriums. „Ziel muss es stattdes-
sen sein, gerade in der Anfangsphase eine
Vielzahl von kleineren Trainingseinhei-
ten anzubieten, damit sich die Kollegin-
nen und Kollegen langsam an die sportli-
chen Aktivitäten gewöhnen und nicht so-
fort überfordert sind und wieder aus dem
Sportangebot aussteigen.“

Zudem ist aus Sicht der GdP die Unter-
scheidung zwischen Außen- und Innen-
dienst sowie nach Polizeivollzugsbeam-
tinnen und -beamten und sonstigen Poli-
zeibeschäftigten nicht zielführend. Nicht
die Funktion in einer Dienstgruppe, K-
Wache oder Leitstelle, nicht die Tätigkeit

als Sachbearbeiter in einem KK, einer
Geschäftsstelle oder in der Verwaltung
steht im Mittelpunkt eines ganzheitlichen
Gesundheitsmanagements sondern die
körperliche Fitness der Beschäftigten. Sie
gilt es zu halten und zu verbessern. „Die-
ses Ziel ist unter den Rahmenbedingun-
gen des alten, noch immer gültigen Sport-
erlasses nicht zu erreichen“, kritisiert
Plickert. „Insbesondere nicht bei untrai-
nierten Sportanfängern, denn gerade sie
müssen dort abgeholt werden, wo sie ak-
tuell sportlich stehen.“ Die GdP bedauert
es, dass der Innenminister noch immer

nicht erkannt hat,
um was es bei ei-
nem zukunftsorien-
tierten Gesund-
heitsmanagement
geht. „Immer mehr
wird deutlich, dass
der Minister ein
Gesundheitsmana-
gement zum Null-
tarif installieren
möchte. Das ist
nicht möglich“, be-
tont Plickert. „Ge-
rade in der An-
fangsphase ist ein
Gesundheitsmana-
gement nicht kos-
tenneutral zu finan-
zieren. Aber wer
nicht bereit ist, zu-
nächst Zeit und
Geld zu investie-

ren, wird in der Zukunft hierfür teuer
bezahlen. Mit noch höheren Kranken-
ständen, wie wir sie bereits jetzt bei der
Polizei haben.“

Die GdP fordert deshalb, den Behör-
den umgehend zusätzliche finanzielle
Mittel zur Verfügung zu stellen, damit sie
vor Ort ein Gesundheitsmanagement ent-
wickeln können. Die im Landeshaushalt
vorgesehen 250 000 Euro für alle Behör-
den des Landes reichen für die landeswei-
te Durchführung eines qualifizierten Ge-
sundheitsmanagements nicht aus, son-
dern erfüllen lediglich eine Alibifunktion.
Zudem ist der neue Erlass vom 15. März
für Behörden demotivierend, die bereits
eigene Projekte und Aktivitäten zum
Gesundheitsmanagement geplant, ange-
boten und durchgeführt haben.

Innenministerium erschwert innovative
Gesundheitsprojekte
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Nicht immer lassen sich Sport und Arbeit bei der Polizei so optimal miteinander verbinden.
Deshalb ist ein regelmäßiger Dienstsport ein wichtiger Baustein in einem betrieblichen Ge-
sundheitsmanagementsystem bei der Polizei.

Zweieinhalb Jahre schlummert bereits der Entwurf eines neuen Sporterlas-
ses in den Schubladen des Innenministeriums, ohne jede Bewegung in der
Sache: Ein aus Sicht der GdP unhaltbarer Zustand, weil eine konzeptionell
ausgereifte Sportförderung einer der Bestandteile des längst überfälligen be-
trieblichen Gesundheitsmanagements bei der Polizei ist. Doch inzwischen be-
kommen selbst Polizeibehörden, die mit eigenen Konzepten das Fehlen eines
modernen Sporterlasses ausgleichen wollen, Probleme mit dem Ministerium.
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Bereits 1999 gab es erste Bestrebungen
der damaligen, noch rot-grünen Landes-
regierung, die Kfz-Werkstätten und In-
standsetzungsbetriebe bei der Polizei zu
zentralisieren bzw. zu schließen. Seiner-
zeit konnte die GdP durchsetzen, dass
vor einer Schließung erst eine Überprü-
fung der Wirtschaftlichkeit der betroffe-
nen Werkstätten vorgenommen werden
muss. Zwischen März 2001 und Februar
2002 wurden daraufhin die noch im Poli-
zeibereich verbliebenen Werkstätten ei-
ner Wirtschaftlichkeitsüberprüfung un-
terzogen – mit einem erstaunlichen Er-
gebnis: Die Überzeugung der GdP, dass
die polizeieigenen Werkstätten und In-
standsetzungsbetriebe wirtschaftlich ar-
beiten, wurde beeindruckend belegt.

Auf der Basis dieser Daten entschied
das damalige Kabinett im November
2003, dass die polizeieigenen Werkstät-
ten bei Nachweis ihrer Wirtschaftlichkeit
weitergeführt werden sollen. Gut ein
Jahr später, im Januar 2005, hat das Kabi-
nett zudem beschlossen, dass in den poli-
zeieigenen Kfz-Werkstätten auch die
Fahrzeuge anderer Behörden gewartet
werden können. Doch damit ist die Ge-
schichte leider nicht zu Ende, wie das
Beispiel Unna zeigt: Die Kfz-Werkstatt
der dortigen Kreispolizeibehörde arbei-
tet nicht nur wirtschaftlich, sondern in ihr
wurden in der Vergangenheit neben den

eigenen Dienstfahrzeugen auch die der
KPB Hamm, KPB Soest und des PP
Dortmund (Autobahnpolizei) gewartet.
Und trotzdem will das Innenministerium
sie jetzt kalt privatisieren. Wie auch an-
dere Werkstätten zuvor. Der Hebel dazu
sind die vom Ministerium festgelegten
restriktiven Vorgaben bei der Suche nach
einem Nachfolger für den ausgeschiede-
nen Kfz-Mechaniker der Werkstatt. Weil
im PEM-Bereich keine entsprechend
qualifizierte Fachkraft zur Verfügung
steht, müsste das Innenministerium eine
Ausnahmegenehmigung zur Einstellung
eines externen Bewerbers erteilen, wenn
die Stelle wiederbesetzt werden soll. Ge-
nau das aber verweigert der Innenminis-
ter trotz eines inzwischen umfangreichen
Schriftverkehrs zwischen der Kreispoli-
zeibehörde und seinem Ministerium bis
zum heutigen Tag.

Dieses absurde Verhalten des Innen-
ministers führt in Unna dazu, dass die Re-
paratur- und Instandsetzungsarbeiten
von dem noch vorhandenen Werkstatt-
personal inzwischen nicht mehr wie ge-
wohnt ausgeführt werden können. Die
Folge: Die Aufträge der bisher mit Unna
kooperierenden anderen Polizeibehör-
den können dort nicht mehr vorgenom-
men werden, was mittelfristig die Wirt-
schaftlichkeit der Werkstatt gefährdet.
Dass durch diese Form der kalten Privati-

Kalte Privatisierung weiter auf dem Vormarsch

LANDESJOURNAL Nordrhein-Westfalen

POLITIK IN NRW

sierung Mehrkosten auf das Land zu-
kommen, wird dabei offensichtlich vom
Innenminister billigend in Kauf genom-
men. GdP-Vorstandsmitglied Brigitte
Herrschaft: „Für Herrn Wolf geht ‚Privat
vor Staat‘. Was das für die dadurch wo-
möglich sogar von Arbeitslosigkeit be-
troffenen Beschäftigten der Polizeiwerk-
statt und die Steuerzahler bedeutet, ist
ihm offenbar vollkommen egal.“

Broschüren-
Reihe gestartet
Gleich mit drei Themen ist Ende

April eine neue Broschüren-Reihe des
Landesbezirks gestartet, die aktuelle
Positionspapiere der GdP präsentiert.
Themen der ersten drei Broschüren
sind das Positionspapier „Zukunft des
Höheren Dienstes in der Polizei NRW“
und die „Eckpfeiler für ein neues
Dienstrecht in NRW“, mit denen sich
der Landesbezirk im Vorfeld der
NRW-Wahl in die politische Debatte
eingeschaltet hat. Die dritte, unter dem
Titel „Operative Bereitschaftspolizei“
erschienene Broschüre basiert auf ei-
nem auf Bundesebene entstandenen
Positionspapier zu den strukturellen
Problemen der Bereitschaftspolizei. An
ihm hatten Vertreter aus NRW maß-
geblich mitgearbeitet.

Die Broschüren gibt es bei den Kreis-
gruppen der GdP und zum Download
unter: www.gdp-nrw.de

Es ist schon fast eine unendliche Geschichte: die kalte Privatisierung bei der
Polizei. Zu Lasten der Steuerzahler und der Beschäftigten. In Unna versucht In-
nenminister Ingo Wolf (FDP) jetzt erneut, eine Kfz-Werkstatt künstlich ins Defi-
zit zu treiben, indem er die Stelle des Kfz-Mechanikers nicht wiederbesetzt.

„Wir gehen vor! Gute Arbeit, Gerechte Löhne,
Starker Sozialstaat“ – Unter diesem Motto
ruft der DGB in diesem Jahr die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer zu den Mai-De-
monstrationen auf die Straße. In seinem Auf-
ruf erinnert der DGB daran, dass die durch Fi-
nanzspekulanten ausgelöste Wirtschaftskrise
noch lange nicht überwunden ist und fordert
gesetzliche Grenzen für Zocker und Speku-
lanten.
Der GdP-Landesvorsitzende Frank Richter
wird in Paderborn zu den Demonstrationsteil-
nehmern reden (10.00 Uhr, Rathausplatz),
der DGB-Bundesvorsitzende Michael Sommer
in Dortmund (11.00 Uhr, Kennedyplatz). Wei-
tere prominente Redner bei den NRW-weit 80
Mai-Demonstrationen sind unter anderem IG-
Metall-Vorstandsmitglied Regina Görner und
die SPD-Landesvorsitzende Hannelore Kraft.
Mehr Infos: www.gdp-nrw.de
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Frauen in
Spitzenfunktionen

Der Anteil von Frauen in Spitzenfunk-
tionen der Polizei und der Wirtschaft liegt
in Deutschland unter dem Anteil hoch
qualifizierter Frauen. In einem gemeinsa-
men Forschungsprojekt der Technischen
Universität Dortmund und der Deutschen
Hochschule der Polizei soll jetzt unter-
sucht werden, wie der Wechsel in Füh-
rungspositionen für hoch qualifizierte
Frauen attraktiver gestaltet werden kann,
um so die Personalstrukturen in beiden
Bereichen, in Wirtschaft und Polizei, zu-
kunftsfester zu machen. Das bis Ende
2012 laufende Projekt wird von der Bun-
desregierung mit 900 000 Euro gefördert.

Mehr Infos:
anne-cathrin.hahn@dhpol.de
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393 Mitglieder hat die Kreisgruppe Ennepe-Ruhr und ist damit zwar eine der
kleinsten in ganz NRW, aber beim Organisationsgrad liegt sie mit 83 Prozent ganz
vorne, selbst wenn man die bereits aus dem Berufsleben ausgeschiedenen älteren
Mitglieder abzieht. Denn bei der Kreispolizeibehörde Ennepe-Ruhr arbeiten nur
349 Beschäftigte.

Nach dem Erfolgsrezept gefragt, verweist Kreisgruppenvorsitzender Rainer
Peltz gerne auf das „Kümmererkonzept“ seiner Kreisgruppe. „Egal, ob es um ein
kleines oder um ein großes Problem geht, wir gehen auf die Kolleginnen und Kol-
legen zu und kümmern uns darum“, sagt Peltz. „Und wir reden Klartext. Denn un-
sere Kollegen wollen reinen Wein eingeschenkt bekommen. Auch wenn es um
schlechte Nachrichten geht.“

Dass die GdP-Kreisgruppe heute da steht, wo sie steht, war ein langer Weg.
Nichts, was man in zwei oder drei Jahren aufbauen kann. Denn das zweite Er-
folgskonzept der „Enneper“ lautet, die Arbeit auf viele Schultern zu verteilen. So
sind nicht nur alle acht Mitglieder des engeren Kreisgruppenvorstands in die ak-
tive Arbeit eingebunden, sondern es gibt auch einen 36 Köpfe umfassenden Ver-
trauensleutekreis. Und das bei gerade einmal sechs Liegenschaften im gesamten
Kreisgebiet. Im Ennepe-Ruhr-Kreis kann sich die GdP deshalb gezielt um jedes
einzelne Themenfeld kümmern. Die Kreisgruppe ist deshalb nicht nur im S-Be-
reich gut aufgestellt, sondern auch bei der Kripo. „Das ist unser zweites Auge“ be-
tont Peltz.

Und die Kreisgruppe sucht die Öffentlichkeit. Aus diesem Grund gibt sie
sogar ihren Jahreshauptversammlungen ein Motto. In diesem Jahr war es der
aufgespannte Regenschirm, mit dem die GdP die örtliche Politikprominenz
empfangen hat, darunter auch Landtagspräsidentin Regina van Dinther (Bild-
mitte). Wie wichtig der Schutz der Kolleginnen und Kollegen vor den Eingriffen
der Politik ist, brauchte daher bei der Mitgliederversammlung keiner mehr lang
zu erklären. Eine Botschaft, die auch in der regionalen Presse gut angekommen
ist.

Wir sind die GdP

1. 5., „Wir gehen vor! Gute Arbeit,
Gerechte Löhne, Starker Sozialstaat“,
Mai-Kundgebungen des DGB

1. 5., Eröffnung der Ruhrfestspiele,
Recklinghausen

GdP aktiv
5. 5., Mitgliederversammlung der

Kreisgruppe Kleve, 16.00 Uhr, Hotel
Litjes, Goch

9. 5., Landtagswahl NRW
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Absolute Mehr-
heit behauptet

Bei der Neuwahl des Personalrates im
Polizeipräsidium Düsseldorf vom 22. bis
26. März hat die GdP zehn von 17 Sitzen
gewonnen. Weitere zwei Sitze fielen an
die Liste Autobahnpolizei Düsseldorf,
mit der die GdP bereits im vergangenen
Personalrat eng zusammengearbeitet
hat. Die übrigen fünf Sitze gingen an die
DPolG bzw. den BDK. Die Neuwahl war
notwendig geworden, weil es bei der Per-
sonalratswahl 2008 in Düsseldorf zu ei-
nem Verfahrensfehler gekommen war.
Die GdP Düsseldorf wertet ihr erneut gu-
tes Abschneiden als eine Bestätigung ih-
rer erfolgreichen Politik. Bedauerlich sei
aber die im Vergleich zu 2008 geringere
Wahlbeteiligung.

Mitgliedsbeiträge
angepasst

Zeitversetzt zu der seit dem 1. März
geltenden Erhöhung der Tarifgehälter
und der Beamtenbesoldung hat der GdP-
Landesbezirk auch die Mitgliedsbeiträge
um 1,2 Prozent angehoben. Die Erhö-
hung greift ab dem Beginn des 2. Quar-
tals.
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Klarer und informativer und vor allem
mit mehr Spaß beim Klicken durch die
Seiten – das waren die Vorgaben für den
Relaunch der GdP-Homepage NRW.
Seit Mitte April ist das Ergebnis online zu
besichtigen. Alte Doppelstrukturen in
der Menü-Führung wurden abgeschafft,
die Inhalte entrümpelt und neu geordnet.
Sechs Menü-Punkte gliedern jetzt das In-
formationsangebot der Homepage: Un-
ter GdP NRW steht alles, was zur Organi-
sationsstruktur des Landesbezirks ge-
hört, vom Vorstand über die Geschäfts-
stelle bis zu den Kreisgruppen. Auch die
spezifischen Informationsangebote der
drei Personengruppen sind hier zu fin-
den. Genauso gut wie wichtige Adressen
und Links. In der Infothek ist das kom-
plette online gestellte Informationsange-
bot des Landesbezirks abrufbar, von den
News bis zum Landesjournal, von den
themenspezifischen Informationsange-
boten bis zur neuen Broschürenreihe.
Auch die Leistungen der GdP werden in

Zukunft klarer strukturiert dargestellt.
Für sie gibt es einen eigenen Menüpunkt,
damit für jeden sofort auf einen Blick klar
wird, warum eine Mitgliedschaft in der
GdP lohnt. Eigene Menüpunkte sind
auch dem Bildungsangebot und der Ser-
vice-GmbH vorbehalten – beide ein gro-
ßer Pluspunkt des Landesbe-
zirks NRW. Wer noch mehr
wissen will, findet zudem in
Zukunft im geschützten Mit-
gliederbereich spezifische In-
formationen, die nur beson-
ders aktiven Mitgliedern zu-
gänglich sind. Egal ob Ver-
trauensleute oder Kümmerer
bei der Mitgliedergewinnung.
Auch die speziellen Informa-
tionsangebote für die An-
sprechpartner für Senioren-
arbeit oder für die Rechts-
schutzexperten der GdP kön-
nen dort abgerufen werden.
Angelehnt ist der Relaunch

Homepage grundüberholt
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Die GdP gratuliert
90. Geburtstag

2. 5. Anna Maria Reinhard, Bensheim
3. 5. Marianne Dievernich, Essen
4. 5. Eva-Maria Gallenkamp, Soest
6. 5. Eduard Achnitz, Köln

10. 5. Adalbert Schaffner, Osnabrück
15. 5. Gerda Horstmann, Aerzen
19. 5. Walter Felchner, Mülheim
27. 5. Marianne Karolczak, Wassenberg
30. 5. Willi Pollen, Essen

91. Geburtstag
8. 5. Maria Erika Schneider, Remscheid

10. 5. Franz Reimer, Köln
22. 5. Margarethe Schulitz, Mülheim
23. 5. Cäcilie Alex,

Bad Neuenahr-Ahrweiler
25. 5. Magdalene Kromer, Leichlingen
26. 5. Elsbeth Pohl, Moers

92. Geburtstag
3. 5. Joseph Blum, Kelberg
4. 5. Klara Kleine, Essen

Hans Walter, Lippstadt
9. 5. Fritz Scheffler, Münster

12. 5. Elisabeth Dierkes, Wuppertal

13. 5. Gertrud Koch, Remscheid
17. 5. Maria Panz, Mülheim
23. 5. Hildegard Topel, Essen

93. Geburtstag
13. 5. Hildegard Gronostey, Baesweiler
16. 5. Erna Wotka, Minden

94. Geburtstag
6. 5. Hilde Rehkopp, Hagen
9. 5. Ernst Bolte, Hamm

27.5. Therese Steinhoff, Bochum

96. Geburtstag
13. 5. Berta Kreis, Hattingen
20. 5. Wilhelm Breil, Bochum

97. Geburtstag
15. 5. Anna Krückel, Baesweiler
23. 5. Hildegard Steinhoff, Kamen

98. Geburtstag
13. 5. Heinrich Spohr, Lachendorf
27. 5. Klara Bosbach, Essen

100. Geburtstag
31. 5. Margarete Pfeifers, Gelsenkirchen

Der Geschäftsführende Landesbezirksvorstand der GdP NRW
wünscht allen Jubilaren alles Gute und recht viel Gesundheit.

der neuen Homepage des Landesbezirks
an den Internetauftritt des Bundesvor-
stands. Der Vorteil: Wer auf die GdP-
Seite klickt, erkennt sofort, wo er gelan-
det ist. Egal, ob er über die Bundesseite
ins Netz geht oder direkt über www.gdp-
nrw.de
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Wo drückt der Schuh? Welche The-
men und Hobbys sind für dich besonders
wichtig? Und wie viele Jahre Wach- und
Wechseldienst hast du in deinem Polizei-
leben hinter dich gebracht? Diese drei
Fragen hatte der Landesseniorenvor-
stand im vergangenen Jahr auf einem
Online-Fragebogen an die älteren Kolle-
ginnen und Kollegen in der GdP gestellt.
Ziel des Fragebogens war die Weiterent-
wicklung der Seniorenarbeit der GdP.
Jetzt liegt die Auswertung vor.

Renner bei den Themen waren die Be-
reiche Beihilfe, Versorgung und Vorsor-
ge. Stark gefragt waren aber auch Ge-
sundheitsfragen. Zu beiden Bereichen
gibt es in der GdP ein umfangreiches Ser-
vice- und Beratungsangebot für Senio-

ren. Bei den Hobbys lagen Reisen, Wan-
dern und Sport vorne. Aber auch das En-
gagement in der GdP, in Politik, sozialen
Einrichtungen, Vereinen und Kirche sind
bei den Senioren gefragt.

Ein breiteres Spektrum haben die
Antworten auf die Frage nach der ge-
wünschten Häufigkeit der Seniorentref-
fen vor Ort ergeben: 34 Prozent der GdP-
Senioren wünschten sich ein monatliches
Treffen. Je 20 Prozent halten eine viertel-
oder sogar eine halbjährliche Zusam-
menkunft für ausreichend. Parallel zur
aktuellen Debatte über ein neues Dienst-
recht in NRW hatte der Seniorenvor-
stand auch nach der Verweildauer im
Wach- und Wechseldienst gefragt. 41 der
befragten GdP-Senioren gaben an, zwi-

schen 16 und 25 Jahren im Wach- und
Wechseldienst gearbeitet zu haben. Für
die meisten lag die Verweildauer hinge-
gen bei maximal 15 Jahre.

Beihilfe und Versorgung vorne

LANDESJOURNAL Nordrhein-Westfalen
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PK’in aus Niedersachsen
(PD Hannover) sucht TAUSCHPARTNER

(PK bzw. PK’in) aus NRW, der/die gerne in Hannover
arbeiten möchte.

Ich bin zur Zeit im Wach- und Wechseldienst tätig.
helenooster@gmx.de. Tel. 01 62/9 13 19 81

Bache, Erwin 8. 10. 1919 Krefeld
Barek, Heinz 15. 2. 1927 Gelsenkirchen
Barth, Leonie 10. 6. 1921 Aachen
Bartmann, Irmgard 30. 8. 1906 Märkischer Kreis
Bergs, Elisabeth 26. 9. 1916 Essen/Mülheim
Bitzer, Edith 18. 10. 1932 Leverkusen
Blanke, Otto 24. 8. 1932 Autobahnpolizei

Düsseldorf
Breuer, Hans 16. 12. 1926 Lippe
Breuer, Heinz-Peter 12. 12. 1933 Neuss
Conrad, Heinrich 21. 8. 1926 Erftkreis
Cornelissen, Katharina 23. 10. 1921 Kleve
Fasel, Elfriede 13. 8. 1920 Essen/Mülheim
Frey, Gertrud 27. 9. 1928 Duisburg
Friedchen, Katarina 27. 1. 1926 Remscheid
Hertel, Georg 3. 4. 1920 Bielefeld
Janßen, Christel 5. 10. 1923 Autobahnpolizei

Düsseldorf
Jenßen, Peter 26. 12. 1929 Bochum
Kapeluch, Johannes 13. 12. 1921 Dortmund
Kirner, Helmut 9. 4. 1920 Wuppertal
Klaps, Martin 13. 2. 1922 Viersen
Klaßen, Johanna 26. 8. 1921 Oberhausen
Klein, Theresia 10. 4. 1915 Bochum
Klos, Joachim 18. 4. 1951 Warendorf
Krüger, Birgit 21. 6. 1965 Wuppertal

NACHRUF

Krus, Käthe 13. 4. 1915 Autobahnpolizei
Düsseldorf

Lange, Heinrich 21. 10. 1913 Siegburg
Langer, Gottfried 26. 8. 1920 Autobahnpolizei

Düsseldorf
Mett, Grete 28. 2. 1919 Heinsberg
Meyer, Arnold 19. 11. 1934 Höxter
Nettersheim, Agnes 25. 5. 1921 Euskirchen
Pastors, Helene 7. 10. 1914 Bonn
Radek-Gruteser, 6. 9. 1953 Autobahnpolizei
Ellen Düsseldorf
Reinold, Wilhelm 14. 9. 1917 Unna
Schäfer, Elsa 10. 8. 1923 Köln
Schiffmann, Klaus 22. 7. 1939 Bochum
Schneider, Franz 2. 8. 1911 Solingen
Schön, Gottfried 20. 3. 1922 Dortmund
Seyfarth, Werner 27. 5. 1939 Paderborn
Snater, Erwin 12. 3. 1916 Coesfeld
Sommer, Hubert 27. 10. 1921 Borken
Teichmüller, Herta 22. 6. 1913 Wuppertal
Trauf, Manfred 4. 12. 1928 Lippe
Walter, Anni 17. 7. 1921 Bielefeld
Will, August 9. 11. 1952 Wasserschutzpolizei NRW
Zeh, Robert 5. 9. 1957 Autobahnpolizei/

Verkehr Köln
Zimmer, Johann 30. 9. 1919 Köln

Werbeaktion 2010
Glücksnummern des Monats

45 17825
Merlin Kaminski, Gelsenkirchen
45 17791
Marc Rose, Hagen
45 04516
Jörg Leuschner, Siegburg
45 18709
Daniela Jähme, Wuppertal

Die Gewinner erhalten eine
Business-Konferenzmappe.

Senioren aktuell
Kreisgruppe Bielefeld
18. Mai, Radtour zum Bähnischsee,

Treffpunkt: 10.00 Uhr Gasthof Gröppel
Kreisgruppe Coesfeld
26. Mai, Stammtisch mit anschließen-

der Stadtbesichtigung, Treffpunkt: 14.30
Uhr, Sparkasse Westmünsterland, Bahn-
hofstr. 5, 48727 Billerbeck

Kreisgruppe Köln
20. Mai, Vortrag „Den Nachlass richtig

regeln, Erben und Vererben nach dem
neuen Erbrecht“, Referentin Claudia
Eckermann-Seel vom Beratungsdienst
der Sparkassen Finanzgruppe, Treff-
punkt: 14.00 Uhr, Pfarrsaal St. Georg

Anzeige


